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B-Plan Nr. 39
"Auf der Burg"

B-Plan Nr. 430
"St. Sylvesterkirche"

 - 2. Änderung

B-Plan Nr. 430
"St. Sylvesterkirche"

B-Plan Nr. 421
"Loxter Hof"

- 1. Änderung

B-Plan Nr. 423
"Mühlenstrasse"

B-Plan Nr. 423
"Mühlenstrasse"

- 1. Änderung

B-Plan Nr. 425
"Lange Straße"
- 2. Änderung
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B-Plan Nr. 425
"Lange Straße"
Ursprungsplan
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Sonstige Planzeichen

PLANZEICHENERKLÄRUNG VERFAHRENSVERMERKE
AUFSTELLUNGSBESCHLUSS gem.  § 2 Abs. 1 BauGB

SATZUNGSBESCHLUSS gem. § 10 BauGB

RECHTSVERBINDLICHKEIT DURCH ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG
gem. § 10 BauGB

GELTENDMACHUNG DER VERLETZUNG VON VORSCHRIFTEN
gem. § 215 Abs. 1 Nr. 1 BauGB

ÖFFENTLICHE AUSLEGUNG (1) gem. § 3 Abs. 2 BauGB /
BEHÖRDENBETEILIGUNG gem. § 4 Abs. 2 BauGB

ERNEUTE ÖFFENTLICHE AUSLEGUNG (2) gem. § 3 Abs. 2 BauGB /
BEHÖRDENBETEILIGUNG gem. § 4 Abs. 2 BauGBTEXTLICHE FESTSETZUNGEN

HINWEISE , KENNZEICHNUNGEN, NACHRICHTLICHE
ÜBERNAHMEN

benachbarte Bebauungspläne
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Unterschrift

....................................   

Osnabrück, 27.07.2023
Proj. Nr. 20 024 021

Beratung  •  Planung  •  Bauleitung

Am Tie 1
49086 Osnabrück

E-Mail: osnabrueck@pbh.org

Telefon
Telefax

Internet: www.pbh.org

(0541) 1819 - 0
(0541) 1819 - 111

PRÄAMBEL

   (gemäß BauGB, BauNVO)

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplanes
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

Aufgrund des § 1 Abs. 3 und des § 10 i.V.m § 13a des Baugesetzbuches (BauGB) vom 03.11.2017 (BGBl. I
S. 3634) und der §§ 10 und 58 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom
17.12.2010 (Nds. GVBl. 2010 S. 576) in den jeweils aktuell gültigen Fassungen hat der Rat der Stadt
Quakenbrück diesen Bebauungsplan, bestehend aus der Planzeichnung und den nachstehenden /
nebenstehenden / obenstehenden textlichen Festsetzungen, als Satzung beschlossen.
Es gelten die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786)
sowie die Niedersächsische Bauordnung (NBauO) vom 03.04.2012 (Nds. GVBl. S. 46) in der jeweils aktuell
gültigen Fassung.

Quakenrück, den ...............

..............................
(Bürgermeister)

Der Verwaltungsausschuss der Stadt Quakenbrück hat in seiner Sitzung am 20.06.2022 die Aufstellung der
3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 425 "Lange Straße" beschlossen.
Der Aufstellungsbeschluss wurde gem. § 2 Abs. 1 BauGB am .................... ortsüblich bekannt gemacht.

Quakenbrück, den ...............

..............................
(Bürgermeister)

Der Verwaltungsausschuss der Stadt Quakenbrück hat in seiner Sitzung am .................... dem Entwurf des
Bebauungsplanes und der Begründung zugestimmt und die öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB
beschlossen. Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am .................... ortsüblich bekannt gemacht.
Der Entwurf des Bebauungsplanes und der Begründung haben vom .................... bis .................... gem.
§ 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen. Die Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher
Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB erfolgte im selben Zeitraum.

Quakenbrück, den .......................

..............................
(Bürgermeister)

Der Rat der Stadt Quakenbrück hat in seiner Sitzung am .................... dem geänderten / ergänzten Entwurf
des Bebauungsplanes und der Begründung zugestimmt und die öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 3 BauGB
beschlossen. Ort und Dauer der erneuten öffentlichen Auslegung wurden am .................... ortsüblich bekannt
gemacht. Der Entwurf des geänderten / ergänzten Bebauungsplanes und der Begründung haben vom
.................... bis .................... gem. § 3 Abs. 2 i.V.m. § 4a Abs. 3 BauGB öffentlich ausgelegen. Die Beteiligung
der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB erfolgte im selben Zeitraum.

Quakenbrück, den .......................

..............................
(Bürgermeister)

Der Rat der Stadt Quakenbrück hat in seiner Sitzung am .................... nach Prüfung der Bedenken und
Anregungen gem. § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB den Bebauungsplan als Satzung gem. § 10 BauGB, sowie
die Begründung gem. § 9 Abs. 8 BauGB beschlossen.

Quakenbrück, den .......................

..............................
(Bürgermeister)

Der Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes ist am ..................... ortsüblich bekannt gemacht worden. Der
Bebauungsplan ist damit rechtsverbindlich geworden.

Quakenbrück, den .......................

..............................
(Bürgermeister)

Innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes ist die Verletzung von Vorschriften gem.
§ 214 Abs. 1 S. 1 Nr. 1-3 BauGB, eine Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes
und des Flächennutzungsplanes gem. § 214 Abs. 2 BauGB sowie Mängel des Abwägungsvorganges gem.
§ 214 Abs. 3 S. 2 BauGB beim Zustandekommen des Bebauungsplanes nicht geltend gemacht worden.

Quakenbrück, den .......................

..............................
(Bürgermeister)

Verkehrsflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

"Lange Straße"

STADT QUAKENBRÜCK
Bebauungsplan Nr. 425

- 3. Änderung

M. 1:500

Stadt Quakenbrück
Bebauungsplan Nr. 425
"Lange Straße" - 3. Änderung

1. Der Planung zugrunde liegende rechtliche Regelungen und Richtlinien können bei der
Stadtverwaltung eingesehen werden.

2. Bei baulichen Änderungen von Gebäuden oder bei Neubauten in der Umgebung von
Baudenkmalen (§ 8 NDSchG) ist die Denkmalschutzbehörde zu hören.

3. Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde (das
können u. a. sein: Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffällige
Bodenverfärbungen und Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht
oder Denkmale der Erdgeschichte (hier: Überreste oder Spuren - z.B. Versteinerungen -, die
Aufschluss über die Entwicklung tierischen oder pflanzlichen Lebens in vergangenen Erdperioden
oder die Entwicklung der Erde geben) freigelegt werden, sind diese gemäß § 14 Abs. 1 des Nds.
Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) meldepflichtig und müssen der Denkmalbehörde des
Landkreises Osnabrück (Stadt- und Kreisarchäologie im Osnabrücker Land, Lotter Straße 2,
49087 Osnabrück, Tel.: 0541/323-2277 oder -4433) unverzüglich gemeldet werden. Meldepflichtig
ist der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. Bodenfunde und Fundstellen sind
nach § 14 Abs. 2 des NDSchG bis zum Ablauf von vier Werktagen nach der Anzeige unverändert
zu lassen bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde
vorher die Fortsetzung der Arbeiten gestattet.

4. Rodungsarbeiten und vorbereitende Bodenarbeiten dürfen nur außerhalb der Brutzeit von Vögeln
(d.h. vom 01.10. bis 28.02.) erfolgen. Andernfalls ist zeitnah vor Beginn der Arbeiten durch einen
fachkundigen Ökologen eine Kontrolle bezüglich vorhandener Brutplätze durchzuführen.

5. Die Baufeldräumung (Abschieben von vegetationsbedecktem Oberboden, Beseitigen von
Gehölzen und sonstiger Vegetationsstrukturen) ist nach Abschluss der Brutsaison und vor Beginn
der neuen Brutsaison der Vögel (also zwischen dem 01. August und 28. Februar) durchzuführen.
Sollte das Abschieben von vegetationsbedecktem Oberboden, Beseitigen von Gehölzen und
sonstiger Vegetationsstrukturen außerhalb des genannten Zeitraumes erforderlich sein, sind
unmittelbar vor dem Eingriff diese Bereiche/ Strukturen durch eine fachkundige Person auf ein
Vorkommen von aktuell besetzten Vogelnestern zu überprüfen.
Von der Bauzeitenbeschränkung kann abgesehen werden, wenn durch die Überprüfung der
fachkundigen Person festgestellt wird, dass keine Beeinträchtigungen europäischer Vogelarten
durch die Baufeldräumung zu befürchten sind. Beim Feststellen von aktuell besetzten
Vogelnestern ist die Untere Naturschutzbehörde zu benachrichtigen und das weitere Vorgehen
abzustimmen.

6. Eine Bebauungshöhe von 50,0 m über Grund darf zum Schutz der Richtfunkverbindung nicht
überschritten werden.

7. Aus Gründen des Fledermaus- und Insektenschutzes soll die Beleuchtung des Plangebietes,
sparsam und nach den neuesten Standards erfolgen. Zu empfehlen ist die Verwendung von
Natriumdampf-Niederdrucklampen (NA) oder LED-Lampen mit einem abgeschirmten, begrenzten,
zum Boden gerichteten Lichtkegel. Kugellampen sollen nicht verwendet werden. Geeignet sind
Lampen mit einem Spektralbereich von 570 - 630 nm. Sollten Leuchtstoffröhren verwendet
werden, sind Röhren mit dem Farbton „warmwhite“ zu verwenden. Darüber hinaus sollten eher
mehrere, schwächere, niedrig angebrachte als wenige, starke Lichtquellen auf hohen Masten
installiert werden.

8. Hinweise auf Kampfmittel im Plangebiet liegen nicht vor. Die Durchführung aller
bodeneingreifenden Bauarbeiten sollte dennoch mit der gebotenen Vorsicht erfolgen, da
grundsätzlich ein Kampfmittelvorkommen nicht völlig ausgeschlossen werden kann.  Sofern der
Verdacht auf Kampfmittel aufkommt, ist die Arbeit sofort einzustellen und der
Kampfmittelbeseitigungsdienst zu verständigen (Landesamt für Geoinformation und
Landentwicklung Niedersachsen - Regionaldirektion Hannover -, Kampfmittelbeseitigungsdienst,
Marienstraße 34, 30171 Hannover, Tel.: 0511 109 6302 - auch außerhalb der Dienstzeiten!).

9. Innerhalb des Plangebietes bestehen mehrere erdverlegte Ver- und Entsorgungsleitungen. Bei
Tiefbauarbeiten ist grundsätzlich auf vorhandene Versorgungsanlagen Rücksicht zu nehmen,
damit Schäden und Unfälle vermieden werden. Zur Feststellung der tatsächlichen räumlichen
Lage der Versorgungseinrichtung sind die jeweiligen Versorgungsträger um Anzeige der
erdverlegten Versorgungseinrichtungen in der Örtlichkeit zu bitten. Für die Lagerichtigkeit der im
Plan dargestellten Leitungen wird keine Gewähr übernommen. Schachtarbeiten in der Nähe von
Versorgungseinrichtungen sind von Hand auszuführen.

10. Im Plangeltungsbereich gilt die am 30.01.1995 in Kraft getretene "Örtliche Bauvorschrift über
Gestaltung im Innenstadtbereich der Stadt Quakenbrück".

11. Mit Inkrafttreten der 3. Änderung des B-Plans Nr. 425 verliert der B-Plan Nr. 425 „Lange Straße“
in dem Bereich, in dem er von der 3. Änderung überlagert wird, seine bisherige rechtliche
Wirkung.

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Öffentliche Parkflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Öffentliche Parkflächen BestandP

Richtfunkverbindung inklusive Schutzbereich

1. Je angefangenen 400 m² Verkehrsfläche ist innerhalb der Verkehrsfläche mindestens ein
hochstämmiger Laubbaum (Stammumfang in 1 m Höhe mind. 14 cm) zu pflanzen.
Bestehende Laubgehölze (Stammumfang in 1 m Höhe mind. 30 cm) können angerechnet
werden, wenn sie dauerhaft erhalten werden.
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

2. Bei allen im Bebauungsplan festgesetzten Gehölzpflanzungen sind ausschließlich
standortgerechte, heimische sowie klimaresiliente Gehölzarten entsprechend der Liste des
Umweltberichtes zu verwenden.
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

Flurgrenze

Flurstücksgrenze (vermarkt / unvermarkt)

DenkmalD

HINWEISE
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